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Rüdiger Lautmann schrieb über diese Erfurter Dissertation aus dem Jahr 2017: „Ein Buch, das zur Grundlage für die Geschichtsbetrachtung in den kommenden Jahren werden wird”. Wie er zu diesem Urteil gekommen ist, das auf dem Rückdeckel der Doktorarbeit werbewirksam abgedruckt ist, erfährt man nicht. Es steht unter den folgenden „Waschzettel“-Sätzen: „Alltag und Verfolgung homosexueller Männer im Nationalsozialismus sind bislang nur lückenhaft erforscht. Alexander Zinn nimmt dieses dunkle Kapitel der deutschen Geschichte nun neu in den Blick. Mit überraschenden Ergebnissen: So gab es vor allem in  den ersten Jahren der NS-Herrschaft noch erstaunliche Spielräume für homosexuelles Leben. Polizei und Justiz erwiesen sich nicht immer als die ‚willigen Vollstecker’, als die man sie heute meist sieht. Und auch die Bevölkerung arbeitete dem Verfolgungsapparat in weit geringerem Maße zu, als bislang oft unterstellt.“
Nun, so lückenhaft erforscht sind Alltag und Verfolgung homosexueller Männer im Nationalsozialismus nicht, wie Zinn behauptet, vorausgesetzt man kennt die bis 2017 erschienene Literatur, denn in diesem Fall wäre niemand erstaunt gewesen, dass es „vor allem in den ersten Jahren der NS-Herrschaft noch erstaunliche Spielräume für homosexuelles Leben“ gab. So lagen beispielsweise in Hamburg die bei Homosexuellen beliebten Lokale „Minulla“,  „Monte Carlo“ oder „Anker“ bis zu ihrer Zerstörung im Bombenkrieg nur 50 bis 200 Meter von der Davidwache entfernt. Und in der Nähe der Hamburgischen Staatsoper existierte das Homosexuellenlokal „Theaterklause“ bis Kriegsende. Das alles ist seit langem bekannt und publiziert. Man muss es nur zur Kenntnis nehmen.
Auch die Erkenntnis, wonach sich „Polizei und Justiz […] nicht immer als die ‚willigen Vollstrecker’“ erwiesen hätten, ist bekannt und in Studien nachzulesen, die vor Abschluss der  Dissertation von Alexander Zinn erschienen sind. Erinnert sei hier an das Wirken des Hamburger Kriminaloberinspektors Rudolf Förster.

Problematisch ist überdies die Behauptung, dass „die Bevölkerung“ dem „Verfolgungsapparat in weit geringerem Maße“ zugearbeitet habe, „als bislang oft unterstell“ werde. Zumindest in Hamburg beruhen die meisten Verfahren nach den §§ 175 und 175a nicht auf originär eigenständiger Ermittlungsarbeit der Kriminalpolizei, sondern waren das Ergebnis von Denunziationen aus der Bevölkerung und von Aussagen während polizeilichen Befragungen und Verhören. Zinn benutzt den Begriff „Denunziation“ allerdings nur für Fälle, in denen völlig unbeteiligte Personen Anzeige gegen einen Menschen erstatten. Und wenn Zinn in seiner Studie konstatiert, dass Ermittlungen auf Grund von Denunziationen in Gang gekommen waren, dann relativiert er sie nicht selten entschuldigend als eine Art lässlicher Sünde. So heißt es beispielsweise auf S. 442: „Von den 13 Denunziationen, die zwischen 1935 und 1944 im Altenburger Land nachweisbar sind, beziehen sich sieben auf die Verführung Jugendlicher, in zwei Fällen geht es um Missbrauch von Kindern und in zwei Fällen (auch) um den Missbrauch von Schutzbefohlenen. Nur drei Denunziationen gelten der ‚einfachen Homosexualität’, aber auch bei zweien dieser Fälle gibt es eine Besonderheit: Anzeigeerstatter sind hier offenbar heterosexuelle Männer, die sich durch sexuelle Avancen belästigt fühlten“. Und S. 482: „Von neun zwischen 1938 und 1944 eingeleiteten Ermittlungsverfahren, in denen die Ursachen bekannt sind, kommen acht durch Denunziationen zustande. […]. Dieser auf den ersten Blick erschreckende Befund relativiert sich allerdings etwas, wenn man die Fälle genauer untersucht. Fünf Denunziationen beziehen sich auf Vorfälle, bei denen es um eine Verführung Jugendlicher geht. In zwei Fällen sind die Anzeigeerstatter Männer, die körperliche Annäherungsversuche zu erdulden [!] hatten, ohne ihr Einverständnis gegeben zu haben. Nur in einem Fall kommt es zu einer Denunziation durch einen unbeteiligten Dritten, der auf dem Bahnhof von Eger beobachtet, wie zwei auf einer Bank sitzende Männer Oralverkehr ausüben – wobei offen bleibt, ob sich der Anzeigeerstatter mehr über die homosexuelle Handlung als über deren öffentliche Darbietung erregt“. Auf diese Weise erledigt sich das Problem Denunziation fast von selbst.
Den umfangreichen Komplex belastender Aussagen von Befragten, Einvernommenen und Beschuldigten während Gesprächen „zur Klärung eines Sachverhalts“, während Vernehmungen und verschärften Verhören bewertet Zinn nicht als Denunziationen, sondern als eine Art Geschwätzigkeit der Homosexuellen, die bei Verhören sogar „Lebensbeichten“ (S. 541) abgelegt hätten. Und auf S. 384 heißt es: „Den entscheidenden Beitrag zur Verfolgungspolitik leisteten […] die Beschuldigten selbst“. Auf S. 438 wird behauptet, dass „sich ein Teil der Beschuldigten aus den unteren Schichten relativ schnell dazu bereit findet, strafbare Handlungen einzuräumen und Sexualpartner zu belasten“. Und S. 541 spricht Zinn von der großen „Bereitschaft zur Aussage gegen ehemalige Freunde und Sexualpartner“. Zwar erwähnt Zinn, dass „in Düsseldorf 34,4% aller Festnahmen […] auf Aussagen von Strichjungen zurückzuführen“ seien, doch wertet er dies nicht als Denunziation, sondern als Aussage von Beteiligten. In Hamburg sind von einem als Strichjungen getarnten Erpresser etwa 200, von einem Strichjungen etwa 230 Männer während zahlreicher Verhöre durch die Kriminalpolizei genannt worden. Gegen alle diese Männer wurde ermittelt, nahezu alle sind verurteilt worden. Und diese jungen Männer sollen nicht denunziert haben? Der Erpresser hatte nach allem, was man aus den Akten schließen kann,  diebische Freude daran, Männer ans Messer zu liefern.
Was bei den Verhören geschah, darauf geht Zinn kaum ein. Brutale Verhörsmethoden sieht er vor allem bei Gestapo- und nur selten und eher in der Endphase der Hitlerzeit bei Kriminalbeamten (S. 389, 438). Zumindest in Hamburg aber wurde Druck nicht nur von der Gestapo, sondern auch von der Kriminalpolizei ausgeübt. Natürlich steht in den sogenannten Vernehmungsprotokollen der Kriminalbeamten - die alles andere, nur keine Protokolle im juristischen Sinne sind – nicht: „ich habe den Beschuldigten angebrüllt, unter Druck gesetzt, ihm mit KZ gedroht und zur freiwilligen Kastration aufgefordert, und in der Phase der verschärften Vernehmung bin ich ihn körperlich angegangen, hielt Kopfnüsse und Schläge in die Nierengegend für notwenig, um rasch zu einem Geständnis zu gelangen“ usw. Das Fehlen solcher Angaben sollte nicht dazu führen, derartige Vernehmungsmethoden auszuschließen und anzuzweifeln. Für Hamburg sind mehrere Selbstmorde im Zusammenhang mit Verhören und Berichte über brutale Vernehmungsmethoden nachgewiesen. Die Schmerz- und Verzweiflungsgrenze bei Vernehmungen ist bei Beschuldigten sehr unterschiedlich. Da die festgenommenen Männer zumeist keine abgebrühten, verhörerfahrene Kriminelle waren, hatten die Vernehmer oft leichtes Spiel, die verängstigten Homosexuellen zum Reden zu bringen, Diesen Männern gesteigerte Mitteilsamkeit und Geschwätzigkeit zu unterstellen, verharmlost das Geschehene und macht Opfer gleichsam zu (Mit)Tätern.
Zinn betont immer wieder den Unterschied der Haltung der Bevölkerung gegenüber Homosexuellen, die mit Männern über 21 Jahre sexuelle Handlungen vornahmen, und solchen, die das mit männlichen Personen unter 21 Jahren taten. (Warum er in diesem Zusammenhang auch Kontakte zu männlichen Kindern, die nichts mit den §§ 175, 175a StGB zu tun haben, in den Fokus seiner Arbeit stellt, ist unklar.) Dies mag in Thüringen so gewesen sein, für Hamburg ist das nicht zu beobachten. Und die Hamburger Strafakten zeigen, dass es  in der NS-Zeit durchaus Richter gab, die sich in Fällen, in denen ältere Jugendliche involviert waren, auf die Anwendung des § 175 beschränkten und nicht nach § 175a Abs. 3 Urteile fällten. Die Begründung dafür lautete dann, dass es bei diesen jungen Männern keiner Verführung mehr bedurft hätte.
 Erstaunlich und irritierend ist der bisweilen moralisierende Ton Zinns, der beispielsweise in der oben zitierten Passage aus S. 482 deutlich wird, in der es um die Denunziation durch heterosexuelle Männer geht, die sich von Homosexuellen belästigt fühlten. Auf S. 481 formuliert Zinn, dass „es selbst Homosexuellen mit höherem Bildungsniveau schwer zu fallen“ scheine, ihr sexuelles „Verhalten in Anbetracht der Verfolgungsmaßnahmen zu verändern […]. Von 57 Männern, die nach ihrer Verurteilung durch das Landgericht Altenburg wieder freikommen, ist in immerhin neun Fällen bekannt, dass sie später erneut nach § 175 verurteilt werden. Die Präventivwirkung der Verfolgungspolitik ist offenbar begrenzt“ – also sind die Homosexuellen, die sexuell aktiv sind, selbst schuld an ihrer Verfolgung, sie hätten ja nur enthaltsam zu leben brauchen.
Zu hinterfragen ist Zinns These, wonach vor allem Männer, „die wegen Verführung Jugendlicher oder dem Missbrauch von Kindern verurteilt wurden, die später in ein KZ überführt werden. Ein auffälliger Befund, der die bisher verbreitete Annahme, bei den Rosa-Winkel-Häftlingen habe es sich zu einem großen Teil um ‚gewöhnliche’ Homosexuelle gehandelt, infrage stellt“ (S. 542, auch 407). Problematisch ist in diesem Zusammenhang vor allem der Begriff „Verführung Jugendlicher“, wobei es sich in der Realität wohl vor allem um junge Männer gehandelt hatte, die heute als volljährig gelten. Welche Gründe jeweils zur Einweisung in ein KZ führten, lässt sich den Akten zumeist nicht entnehmen. Vielfach scheinen es Willkürentscheidungen gewesen zu sein. Dass davon vor allem „homosexuelle Jugendverführer“ (S. 538) betroffen waren, wäre an Hand umfangreicheren Materials zu überprüfen.
Wenn Zinn schreibt (S. 387), dass nur wenige Männer „so standhaft“ gewesen seien, „sich einer Kooperation“ mit der Kripo „total zu verweigern – eine Verhaltensstrategie, die sich allerdings als die erfolgreichste erweist, um Sanktionen zu vermeiden oder zumindest das Strafmaß gering zu halten“ – so gilt für Hamburg das Gegenteil: Wer nicht aussagte, nicht kooperierte, zog insofern den Kürzeren, als in diesen Fällen die (oft sehr lange) Untersuchungshaft bei der Strafzumessung nicht angerechnet wurde.

Einen Paradigmenwechsel, von dem Zinn spricht (S. 532: „Es ist an der Zeit für einen Paradigmenwechsel“), hat er mit seiner Dissertation nicht eingeleitet. Seine Studie ist ein Beitrag zur Geschichte der Homosexuellenverfolgung während der NS-Zeit in einer eng umrissenen Region – nicht mehr und nicht weniger. Und so bedarf auch der Untertitel Homosexuelle Männer im Nationalsozialismus einer Einschränkung, denn es  geht in der Studie nicht generell um homosexuelle Männer im damaligen Deutschen Reich, sondern vor allem um diejenigen in ausgewählten Thüringer Gerichtsbezirken. Interessant ist ohne Zweifel, dass es in Altenburg und Weimar Entwicklungen und Besonderheiten gegeben hat, die sich von den Gegebenheiten in Hamburg, Berlin, Köln und anderenorts unterschieden. Und natürlich spielte auch die jeweilige personelle Zusammensetzung der Verfolgungsorgane für die Intensität der Durchsetzung der Ziele eine Rolle. Ansonsten aber scheint Zinn Thüringen nicht sonderlich gut zu kennen, denn anderenfalls hätte er sein Forschungsterritorium nicht immer wieder als ländlich bezeichnet. Altenburg und Weimar galten als „Beamtenstädte“. Jena (Zeiss, Schott), Gera, Köstritz, Gotha (Waggon- und Maschinenbau), Eisenach (Automobilwerk), Kahla und Triptis (Porzellanindustrie), Unterwellenborn bei Saalfeld (Maxhütte), Meuselwitz (Bergbau), Neustadt/Orla (Textil- und  Metallindustrie, Gerbereien) oder Pößneck (Textilindustrie, Großdruckerei) waren hochindustrielle Orte in – zugegeben ‒ landschaftlich oft reizvoller Umgebung, in der auch Land- und Forstwirtschaft getrieben wurde. Und zu wenig berücksichtigt werden die Interferenzen zwischen dem thüringischen Altenburg und der sächsischen Metropole Leipzig. Im Sommer 1939 benötigte der Zug von der Altenburg nach Leipzig  je nach Kategorie zwischen einer halben und einer knappen Stunde, heute 40 bzw. 47 Minuten.
Ärgerlich ist, dass nahezu alles, was Zinn über den Museumsdirektor Dr. Heinrich Mock schreibt, schon in dem Aufsatz Ein Museumsdirektor als „Sexualverbrecher“ im Räderwerk von Kriminalpolizei und Justiz zu finden ist. Dieser reichlich vierzig Seiten umfassende Beitrag ist 2013 im LIT-Verlag in Münster erschienen. Er wird von Zinn nicht erwähnt. Und ebenso wenig erwähnt Zinn in seiner Dissertation im Zusammenhang mit dem aus Hamburg stammenden Schauspieler Heinz Kreutz, der kurze Zeit in Altenburg engagiert war, den ebenfalls 2013 erschienene 44 Seiten umfassende Aufsatz Hamburger homosexuelle Schauspieler und Musiker in den Fängen der Kriminalpolizei mit seinem fünf Seiten umfassenden Kapitel Der Fall Heinz Kreutz.

Aus einem Mail-Wechsel im April 2012 wusste Alexander Zinn, dass sich der Rezensent mit Mock und Kreutz beschäftigt hatte und die Ergebnisse damals auf seiner Homepage zu finden waren. Gedruckt wurden sie dann ein Jahr später. 
